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Entwurf eines Gesetzes über die Errichtung eines Bundesausfuhramtes 

A. Zielsetzung 

Verbesserung der Ausfuhrkontrolle über den Außenhandelsver-
kehr mit sensitiven Waren, Unterlagen, Technologien sowie 
Dienstleistungen. 

Gewinnung besonders qualifizierter Mitarbeiter für die Bewälti-
gung der politisch besonders wichtigen Aufgaben. 

B. Lösung 

Errichtung einer selbständigen Bundesoberbehörde (Bundesaus-
fuhramt) für die Durchführung der Genehmigungs- und damit 
zusammenhängender Aufgaben im Ausfuhrbereich durch Aus-
gliederung der bisherigen Abteilung VI aus dem Bundesamt für 
Wirtschaft. 

Übertragung von Aufgaben, die bisher das Bundesamt für Wirt-
schaft wahrgenommen hat, auf das neu zu errichtende Bundesaus-
fuhramt. 

Gewährung einer allgemeinen Stellenzulage für die Mitarbeiter 
des Bundesausfuhramtes. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Die Errichtung des Amtes soll grundsätzlich durch Ausgliederung 
des mit dieser Aufgabe im Bundesamt für Wirtschaft befaßten Per

-

sonals erfolgen. Insoweit ist die Errichtung des Amtes personell 
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kostenneutral. Über die Organisation des Amtes und den entspre-
chenden genaueren Personalbedarf wird z. Z. ein externes Gut-

achten erarbeitet, das im September 1991 vorliegen wird. Die vor-
gesehenen Stellenzulagen werden auf der Basis des z. Z. mit die-
sen Aufgaben befaßten Personals Kosten in Höhe von rd. 1,4 Mio. 
DM jährlich verursachen. Ggf. erforderliche zusätzliche Sach-
kosten werden ebenfalls im Rahmen des Gutachtens ermittelt. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

021 (423) — 650 01 — Bu 45/91 
Bonn, den 5. November 1991 

An den Präsidenten 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes über die Errichtung eines Bundesausfuhramtes mit Begründung (Anlage 1) 
und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 634. Sitzung am 27. September 1991 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie aus Anlage 2 
ersichtlich, Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist in 
der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Kohl 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes über die Errichtung eines Bundesausfuhramtes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

Errichtung eines Bundesausfuhramtes 

§1 

Errichtung 

Im Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirt-
schaft wird ein Bundesausfuhramt als selbständige 
Bundesoberbehörde errichtet. 

§2 

Aufgaben 

(1) Das Bundesausfuhramt erledigt Verwaltungs-
und Überwachungsaufgaben des Bundes, die ihm 
durch das Außenwirtschaftsgesetz, das Kriegswaffen-
kontrollgesetz, das Atomgesetz oder andere Bundes-
gesetze oder auf Grund dieser Gesetze zugewiesen 
werden. 

(2) Das Bundesausfuhramt erledigt ferner, soweit 
keine andere Zuständigkeit gesetzlich festgelegt ist, 
Aufgaben des Bundes auf den in Absatz 1 genannten 
Gebieten, mit deren Durchführung es vom Bundesmi-
nister für Wirtschaft oder mit seiner Zustimmung von 
der sachlich zuständigen obersten Bundesbehörde 
beauftragt wird. 

Artikel 2 

Änderung des Gesetzes über das Bundesamt 
für gewerbliche Wirtschaft 

Das Gesetz über das Bundesamt für gewerbliche 
Wirtschaft vom 9. Oktober 1954 (BGBl. I S. 281), zu-
letzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
18. November 1986 (BGBl. I S. 2040), wird wie folgt 
geändert: 

Artikel 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Artikel 3 

Dem Bundesamt obliegt auf den Gebieten der Ein-
fuhr, der Ausfuhr, des sonstigen Warenverkehrs und 
des Dienstleistungsverkehrs mit den Gebieten außer-
halb des Bundesgebietes die Ausführung von Rechts-
vorschriften, soweit es in diesen Rechtsvorschriften 

vorgesehen, eine zentrale Bearbeitung erforderlich 
und eine Zuständigkeit des Bundesausfuhramtes 
nicht gegeben ist." 

Artikel 3 

Änderung des Außenwirtschaftsgesetzes, 
der Außenwirtschaftsverordnung und der 

Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten 
im Außenwirtschaftsverkehr 

§ 1 

Änderung des Außenwirtschaftsgesetzes 

Das Außenwirtschaftsgesetz in der im Bundesge-
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 7400-1, veröf-
fentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch . . ., wird wie folgt geändert: 

1. In § 26a Abs. 1 Satz 1 und 2 werden jeweils die 
Worte „Bundesamt für Wirtschaft" durch das Wort 
„Bundesausfuhramt" ersetzt. 

2. § 28 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. das Bundesausfuhramt im Bereich des Wa-
ren- und Dienstleistungsverkehrs nach § 5 
in Fällen von außen- oder sicherheitspoliti-
scher Bedeutung sowie nach § 7". 

b) Nummer 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. das Bundesamt für Wirtschaft im Bereich 
des Waren- und Dienstleistungsverkehrs 
nach den §§ 6, 6 a, 8 bis 17 und 21 sowie in 
Fällen des § 5 ohne außen- oder sicherheits-
politische Bedeutung, ". 

c) Die bisherige Nummer 2 wird Nummer 3. 

3. In § 44 Abs. 1 Satz 1 und 2 wird nach „das Bundes-
amt für Wirtschaft," jeweils „das Bundesausfuhr

-

amt, " eingefügt. 

4. § 45 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 

„Übermittlung von Informationen 
durch das Bundesausfuhramt". 

b) In Absatz 1 Satz 1, Abs. 3 und 5 Satz 3 werden 
jeweils die Worte „Bundesamt für Wirtschaft" 
durch das Wort „Bundesausfuhramt" ersetzt. 
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5. Nach § 45 wird folgender § 45 a eingefügt: 

„§ 45a 

Übermittlung von Informationen 
durch das Bundesamt für Wirtschaft 

(1) Das Bundesamt für Wirtschaft kann die ihm 
bei der Erfüllung seiner Aufgaben nach diesem 
Gesetz bekanntgewordenen Informationen an die 
anderen zur Überwachung des Außenwirtschafts-
verkehrs zuständigen Behörden übermitteln, so-
weit dies zur Verfolgung der in den §§ 6, 8 bis 17 
und 21 angegebenen Zwecke sowie in Fällen des 
§ 5 ohne außen- oder sicherheitspolitische Bedeu-
tung erforderlich ist. Die Empfänger des Bundes 
dürfen die übermittelten Informationen, soweit ge-
setzlich nichts anderes bestimmt ist, nur zu dem 
Zwecke verwenden, zu dem sie übermittelt worden 
sind. 

(2) § 45 Abs. 2 bis 5 gilt entsprechend." 

§2 

Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 

Die Außenwirtschaftsverordnung vom 18. Dezem-
ber 1986 (BGBl. I S. 2671), zuletzt geändert durch ..., 
wird wie folgt geändert: 

In den nachfolgenden Vorschriften werden jeweils die 
Worte „Bundesamt für Wirtschaft" durch das Wort 
„Bundesausfuhramt" ersetzt: § 17; § 29b Abs. 1 sowie 
Abs. 3 Satz 1, 2 und 3; § 43a; § 69a Abs. 4. 

§3 

Änderung der Verordnung zur Regelung 
von Zuständigkeiten im Außenwirtschaftsverkehr 

Die Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten 
im Außenwirtschaftsverkehr vom 18. Juli 1977 
(BGBl. I S. 1308), zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 4. Mai 1983 (BGBl. I S. 556), wird wie folgt geän-
dert: 

1. In § 1 werden die Absätze 2 und 3 wie folgt ge-
faßt: 

„(1) Das Bundesausfuhramt ist zuständig für die 
Erteilung von Genehmigungen nach §§ 5, 5 a, 5 c, 
38 Abs. 2 und 3, §§ 40, 43b, 45, 45b und 69a Abs. 4 
der Außenwirtschaftsverordnung. 

(2) Das Bundesamt für Wirtschaft ist zuständig 
für die Erteilung von Genehmigungen 

1. in den Bereichen der Warenausfuhr (Kapitel II 
der Außenwirtschaftsverordnung), mit Aus-
nahme der in Absatz 1 genannten Bereiche, der 
Wareneinfuhr (§ 10 Abs. 1 des Außenwirt-
schaftsgesetzes und Kapitel III der Außenwirt-
schaftsverordnung), wenn sich die Genehmi-
gungen auf Waren der gewerblichen Wirtschaft 
beziehen, sowie in dem Bereich der Durchfuhr 
nach § 38 Abs. 5 der Außenwirtschaftsverord-
nung; 

2. in den von § 44 a der Außenwirtschaftsverord-
nung erfaßten Bereichen des Dienstleistungs-
verkehrs. " 

2. Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

Artikel 4 

Änderung des Gesetzes 
über die Kontrolle von Kriegswaffen, 

und weitere Folgeänderungen 

1. In § 14 Abs. 8 des Gesetzes über die Kontrolle von 
Kriegswaffen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 22. November 1990 (BGBl. I S. 2506) werden 
die Worte „Bundesamt für Wirtschaft" durch das 
Wort „Bundesausfuhramt" ersetzt. 

2. Die Worte „Bundesamt für Wirtschaft" werden fer-
ner in folgenden Vorschriften durch das Wort 
„Bundesausfuhramt" ersetzt: 

a) § 2 der Ersten Verordnung zur Durchführung 
des Gesetzes über die Kontrolle von Kriegswaf-
fen vom 1. Juni 1961 (BGBl. I S. 649), geändert 
durch Verordnung vom 3. Juli 1978 (BGBl. I 
S. 966), 

b) § 10 Abs. 1 und 2 und § 12 Abs. 1 der Zweiten 
Verordnung zur Durchführung des Gesetzes 
über die Kontrolle von Kriegswaffen vom 1. Juni 
1961 (BGBl. I S. 649), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 3. Oktober 1986 (BGBl. I 
S. 1625), 

c) § 1 Abs. 1 der Dritten Verordnung zur Durch-
führung des Gesetzes zur Kontrolle von Kriegs-
waffen vom 11. Juli 1969 (BGBl. I S. 841), geän-
dert durch Verordnung vom 5. November 1990 
(BGBl. I S. 2438). 

Artikel 5 

Änderung des Atomgesetzes 

Das Atomgesetz in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 15. Juli 1985 (BGBl1. I S. 1565), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 5. November 
1990 (BGBl. I S. 2428), wird wie folgt geändert: 

In § 22 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 und in § 46 Abs. 3 
werden die Worte „Bundesamt für gewerbliche Wirt

-

schaft" durch das Wort „Bundesausfuhramt" ersetzt. 

Artikel 6 

Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 

Das Bundesbesoldungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 6. Februar 1991 (BGBl. I 
S. 293), zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt ge-
ändert: 
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1. Die Anlage I (Bundesbesoldungsordnungen A 
und B) wird wie folgt geändert: 

a) In Vorbemerkung Nummer 3 a werden in Ab-
satz 1 Satz 1 nach der Angabe „8b" ein Komma 
und die Angabe „8 c" eingefügt. 

b) Nach der Vorbemerkung Nummer 8 b wird fol-
gende neue Nummer 8 c eingefügt: 

„8 c. Zulage für Beamte bei dem Bundesaus-
fuhramt 

(1) Beamte erhalten, wenn sie bei dem 
Bundesausfuhramt verwendet werden, 
eine Stellenzulage nach Anlage IX. 

(2) Durch die Stellenzulage werden die 
mit dem Dienst allgemein verbundenen 
Erschwernisse und Aufwendungen mit ab-
gegolten." 

c) In Besoldungsgruppe B 7 werden 

aa) nach der Amtsbezeichnung „Präsident des 
Bundesaufsichtsamtes für das Versiche-
rungswesen" die Amtsbezeichnung „Präsi-
dent des Bundesausfuhramtes" mit dem 
Fußnotenhinweis „5) " eingefügt, 

bb) folgende neue Fußnote 5 angefügt: 

„ 5) Der erste Stelleninhaber erhält eine 
ruhegehaltfähige Stellenzulage in Höhe 
des Unterschiedsbetrages zwischen 
dem Grundgehalt der Besoldungs-
gruppe B 7 und dem Betrag, der in der 
Mitte zwischen dem Grundgehalt der 
Besoldungsgruppe B 8 und dem Grund-
gehalt der Besoldungsgruppe B 9 
liegt." 

2. In der Anlage IX (Amtszulagen, Stellenzulagen, 
Zulagen, Vergütungen) wird im Abschnitt Vorbe-
merkungen zu den Bundesbesoldungsordnungen 
A und B nach „Nummer 8 b " folgende Nummer 8 c 
eingefügt: 

„Nummer 8 c 

Die Zulage beträgt für die Beamten 

des einfachen Dienstes 	 100,00 
des mittleren Dienstes 	 150,00 
des gehobenen Dienstes 	 220,00 
des höheren Dienstes 	 300,00". 

Artikel 7 

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang 

Die auf Artikel 3 und 4 beruhenden Teile der dort 
geänderten Rechtsverordnungen können auf Grund 
der jeweils einschlägigen Ermächtigung durch 
Rechtsverordnung geändert werden. 

Artikel 8 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die Ver-
kündung folgenden Kalendermonats in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeines 

Der Außenhandelsverkehr mit sensitiven Waren, Un-
terlagen, Technologien sowie Dienstleistungen hat in 
der nationalen und internationalen Politik einen 
neuen, erheblich gesteigerten Stellenwert erhalten. 
Die Bundesregierung hat daher eine Reihe von Maß-
nahmen zur Stärkung der Ausfuhrkontrollen be-
schlossen, mit denen insbesondere auch der größeren 
Komplexität der Sachverhalte in diesem Bereich 
Rechnung getragen wird. Auch das Aufgabenfeld der 
bisherigen Genehmigungsbehörde, des Bundesamtes 
für Wirtschaft (BAW) in Eschborn, hat sich im Zuge 
dieser Entwicklung in den letzten Jahren wesentlich 
intensiviert und erweitert. 

Die politische Bedeutung und die sachliche Komple-
xität dieser Aufgaben sowie der bereits jetzt erreichte 
Ausbau der Ausfuhrkontrollabteilung des BAW erfor-
dern nunmehr die Errichtung einer selbständigen 
Bundesoberbehörde (Bundesausfuhramt) für die 
Durchführung der Genehmigungs- und verwandter 
Aufgaben im Ausfuhrbereich durch Herauslösung der 
bisherigen Abteilung VI aus dem BAW. 

Die Bewältigung dieser besonders anspruchs- und 
verantwortungsvollen Aufgaben setzt die Gewinnung 
und Sicherung hochqualifizierter und motivierter Mit-
arbeiter voraus und erfordert daher besondere Besol-
dungsregeln. 

Für das Bundesausfuhramt (BAA) ergibt sich im Be-
reich des Außenwirtschaftsrechts folgendes Aufga-
benfeld: 

a) Prüfung und Entscheidung über Anträge auf Ertei-
lung von Genehmigungen im Außenwirtschafts-
verkehr (Ausfuhr-, Transit-, Durchfuhr-Genehmi-
gungen, Genehmigungen für sensitive Dienstlei-
stungen im Ausland sowie Genehmigungen für 
sentitive Kenntnisübertragungen an Gebiets-
fremde). 

b) Prüfung und Entscheidung über Anträge auf Ertei-
lung von Bescheinigungen (z. B. Negativbescheini-
gungen, internationale Einfuhrbescheinigungen, 
Wareneingangsbescheinigungen). 

c) Sonstige Aufgaben im Rahmen des Außenwirt-
schaftsverkehrs (wie z. B. fachliche Stellungnah-
men zu Prüfungsberichten der Zollverwaltung so-
wie im Rahmen von staatsanwaltschaftlichen Er-
mittlungsverfahren; ferner Zuverlässigkeitsprü-
fung im Rahmen der im November 1990 von der 
Bundesregierung erlassenen Grundsätze zur Prü-
fung der Zuverlässigkeit von Exporteuren von 
Kriegswaffen und rüstungsrelevanten Gütern). 

d) Überwachungsaufgaben im Rahmen des Kriegs-
waffenkontrollgesetzes (Überwachung der Her-
stellung, der Beförderung, der Veräußerung von 
Kriegswaffen z. B durch Einholen von Auskünften, 

Prüfung betrieblicher Unterlagen und Betriebsbe-
sichtigungen). 

e) Prüfung und Entscheidung über Anträge auf Ertei-
lung atomrechtlicher Ein- und Ausfuhrgenehmi-
gungen bzw. Rücknahme oder Widerruf erteilter 
Genehmigungen. 

f) Mitwirkung in diversen internationalen Gremien 
(z. B. COCOM). 

Die Errichtung des Amtes soll grundsätzlich durch 
Ausgliederung des mit dieser Aufgabe im Bundesamt 
für Wirtschaft befaßten Personals erfolgen. Insoweit 
ist die Errichtung des Amtes personell kostenneutral. 
Über die Organisation des Amtes und den entspre-
chenden genaueren Personalbedarf wird zur Zeit ein 
externes Gutachten erarbeitet, das im September 
1991 vorliegen wird. Die vorgesehenen Stellenzula-
gen werden auf der Basis des z. Z. mit diesen Aufga-
ben befaßten Personals Kosten in Höhe von rund 
1,4 Mio. DM jährlich verursachen. Gegebenenfalls er-
forderliche zusätzliche Sachkosten werden ebenfalls 
im Rahmen des Gutachtens ermittelt. Die haushalts-
mäßige Umsetzung erfolgt im parlamentarischen Ver-
fahren zum Bundeshaushalt 1992. 

B. Im einzelnen 

Zu Artikel 1 

Zur Wahrnehmung der Aufgaben, wie sie im § 2 be-
schrieben sind, bedarf es der Errichtung einer selb-
ständigen Bundesoberbehörde im Sinne des Arti-
kels 87 Abs. 3 Satz 1 GG. Da das Bundesausfuhramt 
außenwirtschaftliche Aufgaben wahrnimmt und seine 
Tätigkeit vom Außenwirtschaftsrecht bestimmt ist, 
wird es dem Bundesminister für Wirtschaft unter-
stellt. 

Die notwendige Stärkung der Ausfuhrkontrollen er-
fordert eine möglichst rasche Gründung des Amtes; 
seine Errichtung durch Ausgliederung der bisherigen 
Abteilung VI aus dem BAW ist daher für Anfang 1992 
vorgesehen. 

Die Zuständigkeiten der Zollverwaltung werden 
durch die Errichtung des Bundesausfuhramtes nicht 
berührt. 

Zu Artikel 2 

Aus der Errichtung und dem Aufgabenfeld des Bun-
desausfuhramtes ergibt sich notwendigerweise eine 
Einschränkung der Zuständigkeit des BAW in dem 
Umfang, wie Aufgaben auf das Bundesausfuhramt 
übergehen. Zudem wird die aus dem Jahre 1953 stam-
mende Formulierung des Artikels 3 des Gesetzes über 
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das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft den heuti-
gen Aufgaben angepaßt. 

Zu Artikel 3 

Die Bildung des Bundesausfuhramtes und der damit 
verbundene Übergang einer Reihe von außenwirt-
schaftsrechtlichen Kompetenzen vom BAW auf die 
neue Bundesbehörde erfordert entsprechende Ände-
rungen des Außenwirtschaftsgesetzes (Artikel 3 § 1 
dieses Entwurfs), der Außenwirtschaftsverordnung 
(Artikel 3 § 2 dieses Entwurfs) sowie der Zuständig-
keitsverordnung (Artikel 3 § 3 dieses Entwurfs). 

Zu § 1 

Zu Nummer 1 

Die Ermächtigung für das BAW in § 26a AWG zur 
Abgabe von Meldungen im kerntechnischen, biologi-
schen oder chemischen Bereich war mit dem Sechsten 
Änderungsgesetz zum Außenwirtschaftsgesetz vom 
20. Juli 1990 (BGBl. I S. 1461) ins Außenwirtschaftsge-
setz eingefügt worden. Da diese Ermächtigung zum 
Zwecke der Überwachung des Außenwirtschaftsver-
kehrs erfolgt ist, wird sie auf das neue Bundesausfuhr-
amt übertragen. 

Zu Nummer 2 

Die Vorschrift regelt, daß zur Erfüllung zwischenstaat-
licher Vereinbarungen nach § 5 AWG in Fällen von 
außen- und sicherheitspolitischer Bedeutung sowie in 
Fällen des § 7 AWG (Schutz der Sicherheit und der 
auswärtigen Interessen) das Bundesausfuhramt für 
die Erteilung von Genehmigungen zuständig ist. 

Zu Nummer 3 

Nach § 44 AWG kann das BAW allgemeine Auskünfte 
zur Einhaltung der Vorschriften des Außenwirt-
schaftsgesetzes und der Außenwirtschaftsverordnung 
verlangen. Dieselbe Befugnis muß nunmehr dem 
Bundesausfuhramt im Rahmen der Wahrnehmung 
seiner Aufgaben zufallen. § 44 wird daher entspre-
chend ergänzt. 

Zu Nummer 4 

Das Bundesausfuhramt wird nunmehr in Fällen von 
außen- oder sicherheitspolitischer Bedeutung die 
Übermittlung von Informationen an andere Behörden 
vornehmen, die bisher nach § 45 AWG durch das BAW 
erfolgte. Die Vorschrift enthält hierfür die gesetzliche 
Grundlage. 

Zu Nummer 5 

Die Vorschrift enthält die gesetzliche Grundlage für 
die Übermittlung von Informationen durch das Bun-
desamt für Wirtschaft in dem ihm verbliebenen Zu-
ständigkeitsbereich. 

Zu §§ 2 und 3 

Die Änderungen ergeben sich als Folge der Übertra-
gung von Aufgaben vom BAW auf das Bundesaus-
fuhramt. 

Zu Artikel 4 

Durch die Änderung des § 14 Abs. 8 Kriegswaffenkon-
trollgesetz (KWKG) sowie der Durchführungsverord-
nungen zum KWKG wird die Zuständigkeit zur Über-
wachung von Kriegswaffen vom BAW auf das Bun-
desausfuhramt übertragen. 

Zu Artikel 5 

Mit der Änderung von § 22 Atomgesetz (AtG) über-
nimmt das Bundesausfuhramt die Genehmigungser-
teilung im Ausfuhrkontroll- und Überwachungsbe-
reich nach §§ 3 und 11 AtG vom bisher zuständigen 
BAW. Als Folge davon wird das Bundesausfuhramt 
mit der Änderung von § 46 Abs. 3 AtG die zuständige 
Verwaltungsbehörde zur Verfolgung von Ordnungs-
widrigkeiten nach dem AtG. 

Zu Artikel 6 

Die Vorschrift enthält notwendige Änderungen des 
Bundesbesoldungsgesetzes. Sie beinhaltet die Amts-
bezeichnung, Einstufung sowie eine Stellenzulage für 
den Leiter des Bundesausfuhramtes und die Gewäh-
rung einer Stellenzulage für die beim Bundesausfuhr-
amt arbeitenden Beamten. 

Die Leitung des Bundesausfuhramtes ist wegen der 
großen politischen Bedeutung und der sachlichen 
Komplexität des Außenwirtschaftsverkehrs mit sensi-
tiven Waren, Unterlagen, Technologien sowie Dienst-
leistungen eine besonders verantwortungsvolle und 
schwierige Aufgabe. Ihre wirksame Erfüllung berührt 
wesentliche außen- und wirtschaftspoli tische Interes-
sen der Bundesrepublik Deutschland. 

Daher ist es für die Effizienz der Aufgabenerfüllung 
des neuen Amtes von essentieller Bedeutung, daß 
eine qualifizierte Persönlichkeit gewonnen werden 
kann, die der politischen Tragweite der Aufgabenstel-
lung und der entsprechenden Verantwortung, der 
Vielgestaltigkeit der Funktion und der übertragenen 
hoheitlichen Aufgaben gerecht wird. Daher ist für die 
Leitung des Amtes ein Präsident mit einer Besoldung 
nach B 7 sowie einer Stellenzulage erforderlich. 

Mit der Stellenzulage für die beim Bundesausfuhramt 
arbeitenden Beamten werden die besonderen Funk- 
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tionsanforderungen bewertet und die mit dem Dienst 
bei dieser Behörde allgemein verbundenen Erschwer-
nisse und Aufwendungen mit abgegolten. Die vom 
Bundesausfuhramt zu bewältigenden Aufgaben bei 
der Kontrolle sensitiver Waren, Technologien, Unter-
lagen sowie Dienstleistungen kann nur mit hochqua-
lifizierten und -motivierten Mitarbeitern bewältigt 
werden. Ein leistungsfähiges Bundesausfuhramt muß 
in allen Laufbahnen quantitativ und qualitativ über-
durchschnittlich gut besetzt sein. Dieses Ziel kann 
ohne die Gewährung einer allgemeinen Stellenzulage 
nicht erreicht werden. Die langjährigen Erfahrungen 
zeigen, daß für eine Bundesoberbehörde gerade in 
dem speziellen Aufgabengebiet der Genehmigungs-
verfahren in allen Laufbahngruppen erhebliche Re-
krutierungsschwierigkeiten bestehen, bedingt durch 
die erheblich günstigeren Einkommensverhältnisse in 
anderen Bereichen, vor allem der Wirtschaft. Deshalb 
ist die Gewährung einer Stellenzulage zur Gewin-
nung des erforderlichen qualifizierten Personals für 
die exportpolitisch besonders bedeutungsvollen Auf-
gaben des Bundesausfuhramtes unerläßlich. Insbe-
sondere für technisch-wissenschaftliche Aufgaben-
stellungen und für qualifizierte Verwaltungsaufgaben 
(Funktionsebene höherer und gehobener Dienst) sind 
unter den gegenwärtigen Besoldungsmöglichkeiten 

kaum geeignete Bewerber zu finden. Geeignete Be-
werber fehlen aber auch im einfachen und mittleren 
Dienst. Eine entsprechende Zulagenregelung für Ar-
beitnehmer wird angestrebt. 

Zur Gewinnung einer kleineren Anzahl von wissen-
schaftlich-technischen Spitzenkräften mit speziellen 
Aufgabenstellungen ist es darüber hinaus erforder-
lich, besondere Vergütungen zu ermöglichen. Es ist 
beabsichtigt, hierfür im Bundeshaushaltsplan die Vor-
aussetzungen für eine außertarifliche Vergütung bis 
zu einer der Besoldungsgruppe B 3 entsprechenden 
Höhe zu schaffen. 

Zu Artikel 7 

Die Vorschrift regelt die Rückkehr zum einheitlichen 
Verordnungsrang. 

Zu Artikel 8 

Die Vorschrift enthält die übliche Bestimmung zum 
Inkrafttreten. Die Errichtung des Bundesausfuhr-
amtes ist zum 1. Januar 1992 vorgesehen. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

Der Bundesrat hat in seiner 634. Sitzung am 27. Sep-
tember 1991 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgeset-
zes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie folgt Stel-
lung zu nehmen: 

1. Der Bundesrat ist der Auffassung, daß über den Sitz 
des Bundesausfuhramtes endgültig erst entschie-
den werden soll, wenn die im Beschluß des Deut-
schen Bundestages vom 20. Juni 1991 vorgesehene 
unabhängige Föderalismuskommission ihre Arbei-
ten abgeschlossen hat. 

2. Zu Artikel 6 

Artikel 6 ist zu streichen. 

Begründung 

1. Die Begründung für die Gewährung einer nach 
Laufbahngruppen gestaffelten Stellenzulage 
vermag nicht zu überzeugen und kann die gene-
relle Heraushebung der Beamten des Bundes-
ausfuhramtes nicht rechtfertigen. Auch in ande-
ren Bereichen werden hochqualifizierte und 
-motivierte Mitarbeiter benötigt, die ebenfalls 
den Verlockungen der besseren Einkommens-
verhältnisse in der Wirtschaft ausgesetzt sind. 
Bei Oberbehörden des Bundes und der Länder 
können die Obergrenzen des § 26 Abs. 1 BBesG 
überschritten werden, soweit dies wegen der 
mit den Funktionen verbundenen Anforderun-
gen erforderlich ist (§ 26 Abs. 3 BBesG). Außer-
dem können aufgrund der Verordnung zu § 72 
BBesG in Verwendungsbereichen, in denen 
Schwierigkeiten bei der Deckung des Personal-

bedarfs bestehen, Sonderzuschläge gewährt 
werden. 

Es wäre nicht sachgerecht und müßte Anschluß

-

forderungen der Bediensteten anderer Verwal-
tungszweige auslösen, wenn nunmehr für die 
Bediensteten des als Bundesoberbehörde neu 
errichteten Bundesausfuhramtes neben den be-
reits durch das geltende Besoldungsrecht eröff-
neten und sicherlich auch genutzten Heraushe-
bungsmöglichkeiten eine zusätzliche Verbesse-
rung eingeführt würde. 

2. Die Errichtung des Bundesausfuhramtes soll 
grundsätzlich durch Ausgliederung des mit die-
ser Aufgabe im Bundesamt für Wirtschaft befaß-
ten Personals erfolgen. Der Präsident des Bun-
desamtes für Wirtschaft ist in der Bundesbesol-
dungsordnung unter der Besoldungsgruppe B 6 
ausgewiesen. Es erscheint nicht plausibel, wes-
halb die Leitung eines Teilbereichs der bisher 
vom Bundesamt für Wirtschaft wahrgenomme-
nen Aufgaben künftig mit B 7 und für den ersten 
Amtsinhaber sogar mit B 7 zuzüglich einer ruhe-
gehaltfähigen Stellenzulage bis zum Mittelwert 
zwischen B 8/B 9 honoriert werden muß. Eine 
derartige Einstufung müßte zu erheblichen 
Spannungen im Gefüge der Besoldungsord-
nung B und zu zahlreichen Anschlußforderun-
gen führen. 

Eine gesetzliche Regelung über die besoldungs-
mäßige Einstufung des Präsidenten des Bundes-
ausfuhramtes sollte deshalb zurückgestellt wer-
den, bis der genauere Personalbedarf ermittelt 
ist und einen Vergleich mit anderen Bundes-
oberbehörden ermöglicht. 
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Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung 

Zu Nummer 1 (zur Sitzfrage) 

Auch nach Auffassung der Bundesregierung soll über 
den Sitz des Bundesausfuhramtes (BAA) endgültig 
erst entschieden werden, wenn die Konzepte für die 
künftige räumliche Behördenverteilung aufgrund des 
Beschlusses des Deutschen Bundestages vom 20. Juni 
1991 vorliegen. Deshalb ist im Gesetzentwurf die Sitz-
frage nicht geregelt. 

Zu Nummer 2 (zu Artikel 6) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des Bun-
desrates nicht zu. 

Mit der Streichung von Artikel 6 des Gesetzentwurfs 
würde eine wesentliche Voraussetzung für die mit der 
Errichtung des BAA angestrebten Verstärkung der 
Effizienz der Exportkontrollen entfallen. 

Das neu zu gründende Bundesausfuhramt ist mit an-
deren Behörden nicht vergleichbar. Sein Aufgaben-
feld, nämlich die Kontrolle des Außenhandelsver-
kehrs mit sensitiven Waren, Unterlagen, Technolo-
gien und Dienstleistungen dient der Gewährleistung 
der Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland, der 
Verhütung einer Störung des f riedlichen Zusammen-
lebens der Völker sowie der Verhütung einer erhebli-
chen Störung der auswärtigen Beziehungen der Bun-
desrepublik Deutschland (vgl. § 7 Abs. 1 AWG). Es 
gilt zu verhindern, daß deutsche Unternehmen sich an 
Rüstungsprogrammen und Fabriken zur Herstellung 
chemischer Waffen oder Vergleichbarem im Ausland, 
insbesondere durch Zulieferungen, beteiligen. Derar-
tige Geschäftspraktiken wären dem Völkerfrieden 
und dem internationalen Ansehen der Bundesrepu-
blik Deutschland abträglich. Gleichzeitig soll jedoch 
der legale Außenwirtschaftsverkehr so wenig wie 
möglich behindert werden. Ein solches Vorhaben er-
fordert ein besonders sorgfältiges, aber auch rasches 
Prüfen, insbesondere der Genehmigungsanträge. 

Die Bewältigung dieser besonders anspruchs- und 
verantwortungsvollen Aufgaben des neuen Amtes 
setzt die Gewinnung und Sicherung hockqualifizier-
ter und motivierter Mitarbeiter voraus und erfordert 
daher die im Gesetzentwurf enthaltenen besonderen 
Besoldungsregelungen. 

1. Zur Stellenzulage für die Bediensteten des BAA 

Nach § 42 BBesG können für „herausgehobene Funk-
tionen" Stellenzulagen vorgesehen werden. Um sol-
che herausgehobenen Funktionen handelt es sich bei 
den Aufgaben des BAA. 

Die von den Bediensteten des BAA durchzuführende 
Ausfuhrkontrolle ist wegen der großen politischen Be-
deutung und der sachlichen Komplexität des Außen-

wirtschaftsverkehrs mit sensitiven Waren, Unterla-
gen, Technologien sowie Dienstleistungen eine be-
sonders verantwortungsvolle und schwierige Auf-
gabe. Ihre wirksame Erfüllung berührt wesentliche 
außen- und wirtschaftspolitische Interessen der Bun-
desrepublik Deutschland. Deshalb beinhalten die 
Ämter im BAA hinsichtlich des fachlichen Könnens 
und der Motivation der Bediensteten deutlich erhöhte 
Anforderungen gegenüber den Ämtern, die densel-
ben Besoldungsgruppen und denselben Laufbahn-
gruppen generell zugeordnet sind. Das geeignete Be-
wertungsinstrument hierfür ist nach dem BBesG die 
Stellenzulage. 

Die Gewährung von Stellenzulagen ist nicht nur ein 
gesetzlich zulässiges, sondern auch ein übliches In-
strument für die  Bewertung  herausgehobener Funk-
tionen, wie sie beim BAA gegeben sind. Die Bundes-
regierung hat sich bei der Aufnahme der Stellenzu-
lage in den Gesetzentwurf an den vergleichbaren Re-
gelungen für Beamte bei der Bundesanstalt für Flug-
sicherung (allgemeine Flugsicherungszulage, § 80 a 
Abs. 1 und 2 BBesG) und beim Bundesamt für Sicher-
heit in der Informationstechnik (Nummer 8 b Vorbe-
merkungen zu den Besoldungsordnungen A und B) 
orientiert. Die Zulagen nach dem BAA-Gesetzentwurf 
liegen deutlich niedriger als diese anderen Zulagen. 

Die vom Bundesrat genannten Möglichkeiten (Über-
schreitung der Obergrenzen für Beförderungsämter 
[§ 26 BBesG] sowie Gewährung von Sonderzuschlä-
gen [§ 72 BBesG]) genügen demzufolge für sich allein 
nicht, um die gegenüber „normalen" Ämtern heraus-
gehobenen Funktionen und erhöhten Anforderungen 
im BAA anzuerkennen und abzugelten. 

2. Zur Besoldungsregelung für den Präsidenten 

Da die Aufgaben des BAA wesentliche außen- und 
wirtschaftspolitische Interessen der Bundesrepublik 
Deutschland berühren, steht gerade auch der Leiter 
des neuen Amtes in einer besonderen, auch politisch 
bedeutsamen Verantwortung. Für die Effizienz der 
Aufgabenerfüllung des neuen Amtes ist es von essen-
tieller Bedeutung, daß eine qualifizierte Persönlich-
keit gewonnen werden kann, die der politischen Trag-
weite der Aufgabenstellung und der entsprechenden 
Verantwortung, der Vielgestaltigkeit der Funktion 
und der übertragenen hoheitlichen Aufgaben gerecht 
wird. Die besoldungsmäßige Regelung für den Präsi-
denten muß daher primär der politischen Bedeutung 
und fachlichen Komplexität des Amtes entsprechen, 
wie es auch bei anderen Ämtern der Fall ist, und kann 
nicht vorwiegend von der Personalstärke des neuen 
Amtes abhängen. Daher ist für die Leitung des Amtes 
ein Präsident mit einer Besoldung nach B 7 sowie für 
den ersten Präsidenten (der eine besondere Verant-
wortung für den Aufbau dieses politisch bedeutsamen 
Amtes trägt) eine Stellenzulage erforderlich. 




